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AHV - Welche Gleichstellung?

Die AHV baut heute auf einem Familienmodell auf, bei welchem der Mann das Oberhaupt
und der Ernährer der Familie ist. Männer und Frauen werden deshalb in der AHV nicht
gleich behandelt. Es sollte das Ziel der 10. AHV-Revision sein, die Gleichstellung von
Mann und Frau und die Anpassung an die veränderten sozialen Verhältnisse zu realisieren.
Für die Bürgerlichen steht vor allem die Gleichstellung beim Rentenalter im Vordergrund,
das über eine Anhebung des Rentenalters der Frauen erreicht werden soll. Gegen dieses
Vorhaben haben Gewerkschaft, linke Parteien und Frauenorganisationen bereits ihren
Widerstand angemeldet.
SPS und SGB haben im letzten Herbst ein Modell präsentiert, welches eine Gleichstellung
von Männern und Frauen in der AHV bringen soll. Jede Person soll ihre Rente unabhängig
von ihrem Zivilstand bilden können. Dies wird durch ein sogenanntes Splitting erzielt.
Gemäss Modell hätte künftig jede Person ihr eigenes AHV-Konto, auf welchem sie später ihre

individuelle Renten berechnet. Ist ein Paar verheiratet, so würde das Einkommen, das

w ährend der Ehe gemeinsam erzielt wird, gleichmässig auf beide Konti verteilt.
Das Splitting hätte den Nachteil, dass Einkommen zwischen 33'000 und 60'000 Franken
gegenüber der heutigen Regelung benachteiligt wären. In diesen Einkommenskategorien
liegen häufig Paare, bei denen wegen der Kinder nicht beide Partner voll berufstätig sind.
Deshalb schlägt das Modeil eine sogenannte „Erziehungsgutschrift" vor in der Höhe von 3

AHV-Mindestrenten (ca. 27'000.— Die Erziehungsgutschrift würde natürlich auch
Alleinerziehenden zustellen.
Im Sinne der Gleichstellung soll aber auch die Zusatzrente für die Ehefrau, die heute
einem Rentner zukommt, dessen Frau zwischen 55 und 62 Jahre alt ist, gestrichen werden.
Eine weitere Änderung betrifft die Witwenrente: Das Modell schlägt die Einführung einer
Witwerrente vor, die es heute in der AHV nicht gibt. Sowohl Witwen-, wie auch Witwerrenten

sollen aber nur solange ausbezahlt werden, als waisenrentenberechtige Kinder da
sind. Heute läuft die Witwenrente weiter, bis die Frau die Altersgrenze — und somit
Anspruch auf eine Altersrente — erreicht hat.
Sowohl für die Zusatz-, als auch für die Witwen- bzw. Witwerrentc sieht das Modell die
Möglichkeit vor, bei wirtschaftlicher Notlage die Renten weiterzuführen.
Bezüglich Altersgrenze schlägt das Modell das ordentliche AHV-Alter von 62 für Frauen
und Männer vor mit der Möglichkeit der Flexibilität nach oben. Dies würde heissen, dass

Leuten, die bis 65 weiterarbeiten, keine Rente ausbezahlt würde. Die Beitragsjahre
zwischen 62 und 65 könnten dazu verwendet werden, allfällige Lücken zu schliesen oder das

mittlere Einkommen aufzubessern.
Rita Schiavi
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Mit dem neuen AHV-Modell, welches die SPS und der SGB im letzten Herbst
gemeinsam präsentiert haben, soll in der AHV endlich die Gleichstellung von Frauen
und Männern erreicht werden. Die Renten sollen unabhängig werden vom
Zivilstand. Dazu schlagen SPS und SGB das Splitting vor. Das heisst: Für verheiratete
Paare wird das Einkommen zusammengezählt und während der Dauer der Ehe
hälftig auf die beiden Konten der Ehegatten aufgeteilt. Weil die Einkommen
zwischen 33'000 und 60'000 mit dem Splitting schlechter fahren würden als gemäss der
heutigen Regelung, wird die Einführung einer sogenannten „Erziehungsgutschrift"

vorgeschlagen. Diese würde auch alleinerziehenden Eltern zugute kommen

und würde speziell bei alleinerziehenden Frauen, die ja oft nur ein sehr geringes
Einkommen erzielen, das AHV-Konto erheblich erhöhen. Damit diese

Erziehungsgutschriften aber ihren Zweck erfüllen, müssen sie in der vorgeschlagenen
Höhe von drei AHV-Mindestrenten (27'000.-) liegen.
Neben der Einführung des Splittings und einer Verbesserung der Renten von
alleinstehenden Personen, enthält das Modell aber auch problematische Abbauvorschläge.

Rita Schiavi unterhielt sich darüber mit Christiane Brunner, VPOD-Präsi-
dentin und Präsidentin der Sozialpolitischen Kommission der SPS.

Christiane Brunner,
VPOD-Präsidemin und Präsidentin der
Sozialpolitischen Kommission der SP
Schweiz

Interview mit
Christiane Brunner

Von Rita Schiavi

Rita Schiavi
Soziologin und Erwachsenenbildnerin in
Basel. Mutter von 2 Kindern. Mitglied der
Ofra und der Gewerkschaft Chemie-Tex-
til-Papier (GCTP).

R. Schiavi: Das vorgeschlagene AHV-
Modell will das Postulat der
Zivilstandsunabhängigkeit in der AHV realisieren.

Im Sinne der Gleichbehandlung
von Frauen und Männern schlagt ihr
aber auch die Abschaffung der Zusatzrenten

des Ehemannes für seine Ehefrau

vor. Warum nicht die Einführung
einer Zusatzrente für die Ehefrauen,
die jüngere Männer haben?

Chr. Brunner:Diesen Vorschlag
haben wir schon in die eidg. AHV-Ex-
pertenkommission eingebracht, er
stiess aber dort auf Widerstand. Es
wird argumentiert, dass der jüngere
Ehemann ja normalerweise bis zu
seiner Pensionierung weiterarbeitet und
die ältere Ehefrau diese Zusatzrente
deshalb gar nicht brauche. Männer,
die eine jüngere Ehefrau haben, welche

arbeitet, brauchen diese Zusatzrente

auch nicht; deshalb schlagen wir
vor, diese zu streichen, ausser in Fällen,

wo die Einkommensgrenze, welche

für den Bezug von Ergänzungsleistungen

massgebend ist, nicht erreicht
wird.

R. Schiavi: Es ist doch aber heute so,
dass viele Frauen aufhören zu arbeiten,
wenn der Mann pensioniert wird, um
gemeinsam noch etwas unternehmen zu
können, solange es die Gesundheit zu-
lässt. Das Streichen der Zusatzrente
würde in vielen Fällen bedeuten, dass
die Frau weiterarbeiten müsste.

Chr. Brunner: Ich weiss nicht, ob die
Zusatzrente der AHV den Sinn haben
soll, den Frauen, die einen älteren
Mann haben, zu ermöglichen, die
Arbeit aufzugeben und in der Welt
herumzureisen!

R. Schiavi: Noch problematischer
erscheint mir der Vorschlag auf Änderung

der Witwenrente. Ihr schlagt ja
vor, dass einerseits die Witwenrente
eingeführt wird, dass andererseits sowohl
Witwen- wie Witwerrenten nur solange
ausbezahlt werden, wie waisenrentenberechtigte

Kinder da sind. Das heisst,
für eine Frau, die nicht berufstätig war,
dass sie keine Rente mehr bekommt,
wenn die Kinder gross sind. Sie ist dann
gezwungen, sich mit 50 oder 53 Jahren
wieder eine Stelle zu suchen.

Chr. Brunner: Für diese Fälle haben
wir im Modell vorgesehen, dass die
Witwen- bzw. Witwerrente weitergeführt

werden kann, im Sinne einer
ausserordentlichen Rente. Auch hier wären

wieder die Einkommensgrenzen,
wie sie heute für den Bezug von
ausserordentlichen Renten gelten, massgebend.

R. Schiavi: Das bedeutet aber, dass wir
das System der Ergänzungsleistungen
ausbauen. Ich sehe da einen
Widerspruch zur Haltung der Gewerkschaften,

die eigentlich davon ausgehen, dass
die ordentlichen Renten so ausgebaut
werden sollten, dass sie dem
Verfassungsauftrag entsprechen und
existenzsichernd werden. Wir wissen ja, dass
viele Leute Hemmungen haben,
Ergänzungsleistungen zu beziehen.

Chr. Brunner: Ich glaube nicht, dass
wir in den nächsten 10-20 Jahren vom
System der Ergänzungsleistungen
wegkommen. Selbst bei einer Erhöhung

der AHV-Renten nicht, denn die
ordentlichen AHV-Renten sind für die
ganze Schweiz gleich hoch, die
Lebenshaltungskosten sind aber in Genf
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viel höher als in einer Berner Landgemeinde.

Nochmals zum Problem der Witwenrente:

Diese richtete sich bisher nach
dem Ernährerprinzip: Der Mann gilt
als Ernährer der Familie, deshalb
bekommt die Frau eine Rente, wenn der
Mann stirbt. Wir haben in der eidg.
AHV-Kommission sogar den
Vorschlag gemacht, auf Witwen- bzw.
Witwerrenten zu verzichten und nur
Waisenrenten auszuzahlen, diese aber
etwa um das Dreifache zu erhöhen.
Das würde auch den Männern, die
verwitwen, ermöglichen, weniger zu
arbeiten und sich mehr den Kindern zu
widmen.

R. Schiavi: Die Realität ist doch aber
immer noch so, dass die Männer in den
meisten Fällen wesentlich mehr zum
Familieneinkommen beitragen und viele

Frauen überhaupt nicht berufstätig
sind. Und die wirtschaftlichen Aussichten

sind auch nicht so, dass in Zukunft
jede Frau, die viele Jahre nicht gearbeit
hat, wieder eine gutbezahlte Stelle
findet? Es scheint mir, es werde hier
„Gleichstellung" um jeden Preis betrieben,

ohne die gesellschaftlichen Realitäten

zu berücksichtigen.

Chr. Brunner: Während dreier Jahre
wird ja nach unserem Modell in jedem
Falle eine Überbrückungsrente ausbezahlt.

Wir finden, dass dies genügt, um
sich beruflich wieder einzugliedern.
Für die Frauen, die nicht erwerbstätig
waren und nun wieder ins Berufsleben
einsteigen müssen, ist unserer
Meinung nach die Arbeitslosenversicherung

zuständig, nicht die AHV. In
diesem Bereich müssen Verbesserungen
bei der Arbeitslosenversicherung
angebracht werden.

R. Schiavi: Ein weiteres Problem sehe
ich bei der Berechnung der Waisenrenten.

Im heutigen System werden die
Vaterwaisenrenten aufgrund des
zusammengezählten Einkommens der
Ehepartner berechnet (gleich wie die
Ehepaarrente). Im Splitting-System würden

sie konsequenterweise nur vom
Konto des Mannes aus berechnet, das
in gewissen Fällen tiefer sein kann.

Chr. Brunner: Diese Änderung
kommt sowieso, auch ohne Splitting.
In Zukunft soll die Waisenrente nur
noch vom Konto des Ehepartners, der
gestorben ist, berechnet werden. Die
Änderung ist vom Bundesrat bereits
vorgeschlagen worden und kommt so
oder so. Sie bedeutet tatsächlich eine

Verschlechterung gegenüber der noch
geltenden Berechnungsart. Unser
Vorschlag mit der Erziehungsgutschrift

würde da für die niedrigen
Einkommen wieder eine Verbesserung
bedeuten.

R. Schiavi: Nun eine Frage zum Vorgehen:

Warum beschränkt Ihr Euren
Vorschlag nicht auf die Verbesserungen?

Ich finde das politisch nicht klug,
auch Abbauvorschläge mitzuliefern.
Ich sehe die Gefahr, dass die Bürgerlichen

die Abbauvorschläge dankbar
annehmen, das Splitting akzeptieren, aber
die Erziehungsgutschriften herunterdrücken

werden. Damit würde dann eine

Situation geschaffen, bei welcher
gerade die tiefen und mittleren Einkommen

benachteiligt würden.

Chr. Brunner: Dann kann man aber
überhaupt keine Vorschläge mehr
machen. Wir können ja nicht mit der Be¬

gründung des Gleichheitsartikels nur
Verbesserungen vorschlagen und alle
Ungleichheiten, die für die Frauen
besser sind, bestehen lassen. Das wäre
unlogisch. Wir haben versucht, so wenig

wie möglich abzubauen und eher
nach oben auszugleichen.

R. Schiavi: Noch eine abschliessende
Frage: Wie schätzest du die Chancen
für Euren Vorschlag und den Zeitplan
ein?

Chr. Brunner: Seit der Abstimmung
vom 6. Dezember über die
Mutterschaftsversicherung schätze ich die
Chancen sehr gering ein. Solange sich
die Frauen nicht für ihre Rechte wehren,

werden die Bürgerlichen die
Gleichheit über den Abbau von
Privilegien durchsetzen. Der jetzige
Zeitpunkt scheint mir für unser Modell
sehr schlecht zu sein.
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Die AHV-Revisionen im Überblick

Erste AHV-Revision
I. 1.1951
Erhöhung der Einkommensgrenzen

für Übergangsrenten
(heute ausserordentliche
Renten genannt).

Zweite AHV-Revision
1.1.1954
Erhöhung der Rentenansätze,

Verbesserung der Minter-
lassenenrenten. Befreiung
der über 65jährigen Erwerbstätigen

von der Beitrags-
pflicht.

Dritte AHV-Revision
1.1.1956
Anhebung der Einkommensgrenzen

für die der Eintritts-
generation angehörenden
Bezüger für ausserordentliche
Renten.

Vierte AHV-Revision
1.1.1957
Erhöhung der Ansätze der
ordentlichen Renten, Verdoppelung

der anrechenbaren
Beitragsjahre zugunsten der
generationsbedingten Teil-
rentner.
Herabsetzung des Rentenalters

der Krauen von 65 Jahren
auf 63 Jahre.

Fünfte AHV-Revision
1.7.1961
Erhöhung der ordentlichen
Renten um durchschnittlich
2K Prozent.

Sechste AHV-Revision
I. 1.1964
Erstmals Darlegung' des Drei*
säulenkonzepts (Basis-Versicherung

AHV/IV, berufliche
Vorsorge BVG und individuelle

Vorsorge). Erhöhung
der Renten um ein Drittel.
Herabsetzung des Rentenalters

der Frauen von 63 auf 62

Jahre.
Einführung der Zusatzrente
an Altersrentner mit Ehefrauen

im Alter von 45 bis 60

Jahren und der Kinderrenten.
Teuerungsrevision 1.1. 1967

Erhöhung aller Renten um 10

Prozent

Siebte AHV-Revision
1.1.1969
Erhöhung der Renten um
mindestens ein Drittel.
Einführung der Möglichkeit des
Rentenaufschubs.
Teuerungsrevision 1.1.1971
Erhöhung der Renten um 10

Prozent.

Achte AHV-Revision
1.1.1973
Erhöhung der Renten um
durchschnittlich SO Prozent.
Befugnis der Kran, für.sich die
halbe Ehepaar-Altersrente zu

beanspruchen.
Erhöhung der Altersgrenze
für den Rentenanspruch
kinderloser Witwen von 40 auf 45

Jahre.

Achte AHV-Revision/2
1. 1.1975
Weitere Erhöhung der Renten

um durchschnittlich 25

Prozent.

Verordnung über Beiträge an
die AHV/1V/EO
1.7.1975
Erhöhung der AHV-Beiträge
der Versicherten und der
Arbeitgeber auf insgesamt 8,4
Prozent, der
Selbständigerwerbenden auf 7,3 Prozent
zum Ausgleich der herabgesetzten

Bundesbeiträge.

Neunte AHV-Revision
1.1.1979
Konsolidierung der Finanzlage

durch eine stufenweise
Erhöhung des Bundesbeitrages
auf 15 Prozent der
Versicherungsausgaben.

Schrittweise Erhöhung des
Grenzalters der Frau von 60

auf 62 Jahre für den Anspruch
auf Ehepaar-Altersrente und
von 45 auf 55 Jahre für den
Anspruch auf Zusatzrente.

Neunte AHV-Revision/2
1.1.1980
Erhöhung der Renten um 5

Prozent.
Herabsetzung der Zusatzrente

für die Ehefrau von 35 auf
30 Prozent der einfachen
Altersgrenze.
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